
Grundlage des demokratischen 
Zentralismus über alle grund­
legenden Angelegenheiten, die 
ihr Territorium und seine Bür­
ger betreffen. Diese umfas­
sende Aufgabenstellung for­
dert von den Abgeordneten, 
über die Grenzen ihres Ortes 
oder ihres Kreises hinauszu­
sehen und die lokalen Pro­
bleme richtig ein?uordnen in 
die gesamtgesellschaftlichen 
Aufgaben; sie fordert bei jeder 
Entscheidung gründliche Über­
legungen, wie mit den Mitteln 
und Möglichkeiten der jewei­
ligen Volksvertretung der best­
mögliche Beitrag zur Lösung 
der gesamtstaatlichen Aufga­
ben geleistet werden kann.

Hier werden wesentliche qua­
litative Unterschiede zwischen 
der Rolle und Bedeutung un­
serer Volksvertretungen und 
der von Abgeordneten bürger­
licher Parlamente augenfällig. 
Mögen sich dort auch fort­
schrittliche Abgeordnete tat­
kräftig für die Belange ihres 
Ortes und seiner Bewohner 
einsetzen, müssen sie letzten 
Endes immer an den Macht­
verhältnissen scheitern, die der 
imperialistische Staat im In­
teresse des Maximalprofits der 
herrschenden Kräfte schützt 
und verteidigt.
Gerade gegenwärtig verspüren 
die arbeitenden Menschen der 
kapitalistischen Länder täglich 
am eigenen Leibe die Auswir­
kungen der Krise des Kapita­
lismus. Es wächst die soziale 
Unsicherheit, die Arbeitslosig­
keit nimmt zu, ständige Preis­
erhöhungen verteuern das Le­
ben der Werktätigen, während 
die Dividenden der Besitzen­
den beträchtlich steigen. Die 
ständig wachsenden Profite der 
Monopole werden zum Beispiel 
in der BRD in zunehmendem 
Maße über die Kommunen 
realisiert Ihr Anteil an den 
öffentlichen Einnahmen sinkt,

Je stärker und leistungsfähi­
ger unsere Republik insgesamt 
wird, um so besser sind die 
Voraussetzungen für das wei­
tere Aufblühen jeder Stadt 
und jeder Gemeinde. Abgeord­
nete örtlicher Volksvertretun­
gen sind im sozialistischen 
Staat also nicht schlechthin 
Kommunalpolitiker, sondern 
sie gestalten entscheidend die 
Staatspolitik mit.
Daraus erwächst den Abgeord­
neten die Pflicht, den Bürgern 
die Politik des Arbeiter-und- 
Bauern-Staates gründlich zu 
erläutern, Verständnis für alle 
staatlichen Maßnahmen zu 
wecken und sie in deren Ver­
wirklichung einzubeziehen.

es werden ihnen aber immer 
neue Lasten aufgebürdet.

Da kann keine noch so gute 
Arbeit einzelner Abgeordneter 
verhindern, daß die Verschul­
dung von Städten und Ge­
meinden weiter wächst, daß 
die vielen Milliarden Zinsen 
für Kredite in immer größeren 
Beträgen in die Taschen der 
Monopole wandern. Nach eige­
nen Veröffentlichungen in der 
BRD beträgt der Schulden­
stand aller kommunalen Ge­
bietskörperschaften Ende 1973 
fast 70 Milliarden D-Mark. 
Vor allem zugunsten der im­
mer höher werdenden Rü­
stungsausgaben des westdeut­
schen Staates werden den 
Städten und Gemeinden im­
mer mehr Mittel entzogen. Zu­
dem erhalten Landsmann­
schaften und Revanchistenver­
bände ständig erhebliche Be­
träge aus dem Staatshaushalt 
— alles Mittel, die den Ge­
meinden zur Lösung wichtiger 
sozialer und kultureller Auf­
gaben fehlen. Da die Politik 
der imperialistischen Staaten 
nicht im Interesse der werk­
tätigen Menschen liegt, muß 
das Bemühen fortschrittlicher 
Abgeordneter, die Verhältnisse

in ihrer Stadt oder Gemeinde 
im Interesse der Bürger zu 
verändern, bestenfalls auf Teil­
ergebnisse begrenzt bleiben 
und bei grundsätzlichen Fra­
gen schließlich immer wieder 
scheitern.

Die von imperialistischen Ideo­
logen als Ausdruck höchster 
Selbständigkeit der bürger­
lichen Parlamente und ihrer 
Abgeordneten lauthals geprie­
sene „kommunale Selbstver­
waltung“ erweist sich somit 
als Trugbild.

Die Volksvertretungen in der 
DDR sind die staatlichen 
Machtorgane der Arbeiter­
klasse und ihrer Verbünde­
ten. Entsprechend dem Prinzip 
des demokratischen Zentralis­
mus nehmen die Volksvertre­
tungen in den Städten und Ge­
meinden einen wichtigen Platz 
im System der einheitlichen 
sozialistischen Staatsmacht ein. 
Das gibt den Abgeordneten 
einen nie gekannten breiten 
Raum für schöpferische und 
erfolgreiche Arbeit. Ausgehend 
von den zentralen Festlegun­
gen und auf der Grundlage ge­
sicherter Einnahmen und Zu­
führungen aus dem Staats­
haushalt können die Volksver­
tretungen reale und stabile 
Pläne erarbeiten und beschlie­
ßen, in denen die weitere Ent­
wicklung der Territorien sowie 
deren Anteil an der Gesamt­
entwicklung der Republik fest­
gelegt sind.

Die im Wettbewerb „Schöner 
unsere Städte und Gemeinden 
— mach mit!“ erzielten Ergeb­
nisse zeugen davon, wie durch 
kluges Rechnen und Überlegen 
der vielen tausend Abgeordne­
ten, durch Ausschöpfung aller 
örtlichen Möglichkeiten und 
Reserven die den Städten und 
Gemeinden zur Verfügung ste­
henden finanziellen und mate­
riellen Mittel vervielfacht, die 
im Plan vorgesehenen Aufga­
ben überboten werden konn­
ten. Autorität der Abgeordne-

Das bürgerliche Trugbild „kommunaler Selbstverwaltung“
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